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1 Grundſätze 
für die Anſtellung der Inhaber des Beamtenſcheins. 


Auf Grund des 8 33 Abſ. 3 des Geſetzes über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer 
Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Verſorgungsgeſetz) vom 26. Auguſt 1924 (Geſetzbl. S. 389 ff.) 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 8. November 1928 (Geſetzbl. S. 365 ff.) werden nachſtehende 


Grundſätze erlaſſen: 
8 1. 


Die Inhaber des in 8 33 des Geſetzes über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinter⸗ 
bliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Verſorgungsgeſetz) vom 26. 8. 1924 (Geſetzbl. S. 389 ff.) näher bezeich⸗ 
neten Beamtenſcheins haben Anwartſchaft auf Anſtellung bei den unmittelbaren Staatsbehörden, den 
Kommunalbehörden, den öffentlich-rechtlichen Körperſchaften, den Verſicherungsträgern nach der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz und denjenigen Inſtituten, die vorwiegend 
aus Mitteln des Staates oder eines Kommunalverbandes unterhalten werden. 


1. Allgemein gültige Vorſchriften. 1 
A. Beamtenſtellen. ۹ 9 


190. 
§ 2. | 

(1) Die im 1 genannten Behörden, Körperſchaſten, Verſicherungsträger und Inſtitute haben 
mindeſtens jede vierte neuzubeſetzende Beamtenſtelle des unteren Dienſtes, des Kanzleidienſtes, des tech⸗ } 
niſchen und nichttechniſchen mittleren Dienſtes mit einem Inhaber des Beamtenſcheins zu beſetzen. ۸2 

(2) Für die Stellen der uniformierten Schutzpolizei findet die Vorſchrift des Abſatzes 1 keine Anwendung. 1 
Dasſelbe gilt für Stellen, die ihrer Art nach mit weiblichen Perſonen beſetzt werden müſſen. 

83. ۱ 

(1) Die Inhaber des Beamtenſcheins haben ſich um die Anftellung zu bewerben. Die Geſuche, 9 
aus denen hervorgehen muß, in welchem Dienſtzweig die Bewerber Anftellung finden wollen, find an die 1 
zuſtändigen Anſtellungsbehörden zu richten. 

(2) Geſuche um Anſtellung bei einer öffentlich rechtlichen Körperſchaft find an dieſe unmittelbar zu 
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richten. 
84 x 
(1) Die Inhaber des Beamtenſcheins find zu Bewerbungen ſolange berechtigt, bis fie in einer 1 
planmäßigen Stelle angeſtellt find, mit der Anwartſchaft auf Ruhegehalt verbunden ift. : a 
(2) Vom 1. April 1930 ab brauchen Anträge von Inhabern des Beamtenſcheins auf Vormerkung, 
die nach Ablauf von 10 Jahren ſeit Ausſtellung des Beamtenſcheins geſtellt werden, nicht mehr berüd- 0 
ſichtigt zu werden. ۱ 3 


8 5. A 

Jeder Bewerber, deſſen Unbrauchbarkeit ſich nicht ohne weiteres aus der Bewerbung ergibt, ift von 9 
der zuſtändigen Behörde (§ 3) in eine Bewerberliſte einzutragen und hiervon zu benachrichtigen. Im 
Falle der Ablehnung ſind ihm die Gründe ſchriftlich mitzuteilen. : 

§ 6, 

(1) Die an die Bewerber zu ſtellenden Anforderungen find von den Anſtellungsbehörden feſtzulegen. 
Dabei dürfen an die Inhaber des Beamtenſcheins nicht höhere Anforderungen geſtellt werden als an 
andere Bewerber. Von den Inhabern des Beamtenſcheins darf nur das für die von ihnen erſtrebte 
Stelle erforderliche Mindeſtmaß körperlicher Rüſtigkeit verlangt werden. i 

(2) Die Feſtlegung der zu ſtellenden Anforderungen bedarf der Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 10. 1. 1929.) 


EN RR . ۰ 
۱ Offene, den Inhabern des Beamtenſcheins vorbehaltene Stellen, für die keine Bewerber vorgemerkt 
ſind, müſſen dem Senat — Praſidialabteilung — angemeldet werden. Dieſer wird verſuchen, der Behörde, 
٣ Körperſchaft uſw. bei anderen Behörden vorgemerkte Inhaber des Beamtenſcheins zu überweiſen. In 
dieſem Fall iſt die bei einer Behörde, Körperſchaft uſw. beſtehende rechtsgültige Vormerkung auch für 
ſämtliche anderen Behörden, Körperſchaften uſw. bindend. Iſt der Senat nicht in der Lage, einen geeigneten 
Inhaber des Beamtenſcheins nachzuweiſen, dann kann die Stelle mit einem anderen Bewerber beſetzt werden. 
8 8. 
Bei der Einberufung von Inhabern des Beamtenſcheins haben ſich die zuſtändigen Behörden die 
Urſchrift des Beamtenſcheins vorlegen zu laſſen und dieſelbe zu den Perſonalakten zu nehmen. Der 
Beamtenſchein iſt zurückzugeben, wenn eine Anſtellung als Beamter nicht erfolgt. 


59 3 
Dem Inhaber des Beamtenſcheins fteht das Recht der Beſchwerde im Aufſichtswege zu, falls er 
annimmt, daß dieſe Vorſchriften zu ſeinen Ungunſten verletzt worden ſind. 


B. Stellen, die im Wege des Privatdienſtvertrages zu beſetzen ſind. 
8 10. 

(1) Die im 8 1 genannten Behörden, Körperſchaften, Verſicherungsträger und Inſtitute haben 
mindeſtens jede vierte im Wege des Privatdienſtvertrages neuzubeſetzende Stelle des unteren Dienſtes 
(Boten, Hilfsboten, Hausdiener, Pförtner, Hauswarte u. dergl.), des Kanzleidienſtes, des techniſchen und 
nichttechniſchen mittleren Dienſtes mit einem Inhaber des Beamtenſcheins zu beſetzen. 

(2) Auf Stellen, die ihrer Art nach mit weiblichen Perſonen beſetzt werden müſſen, und auf Stellen, 
die von vornherein nur einem vorübergehenden Bedürfnis dienen, findet die Vorſchrift des Abſatzes 1 
keine Anwendung. 


“BIE: 
Im übrigen gelten für die Beſetzung von Angeftelltenftellen mit Inhabern des Beamtenſcheins die 
Vorſchriften der 88 2—9, mit Ausnahme des § 4 Abſatz 2, ſinngemäß. 


II. Sonderbeſtimmungen für unmittelbare Staats behörden, Kommunalbehörden 
und diejenigen Inſtitute, die vorwiegend aus Mitteln des Staates oder eines Kommunalverbandes 
unterhalten werden. 
A. Beamtenſtellen. 
8 12. 

Für die Reihenfolge der Eintragungen in die Bewerberliſte ($ 5) iſt der Tag des Eingangs der 
erſten Meldung bei der zuſtändigen Behörde maßgebend. Als Tag der erſten Meldung gilt der Tag, 
an dem das Bewerbungsgeſuch mit allen vorgeſchriebenen Unterlagen eingegangen iſt, bei nicht vollſtändigen 
Geſuchen der Tag, an dem ſämtliche nachgeforderten Unterlagen eingegangen ſind. Gehen mehrere 
Meldungen an demſelben Tage ein, ſo entſcheidet über die Reihenfolge der Eintragungen der Tag der 
Ausſtellung des Beamtenſcheins, bei gleichem Ausſtellungstage das Lebensalter des Bewerbers. > 

§ 18. N 
Die zuſtändigen Behörden dürfen Bewerbungsgeſuche der Inhaber des Beamtenſcheins nur ablehnen, N 
wenn letztere den an fie zu ftellenden Anforderungen nicht genügen. Die Bewerbung darf im bejonderen 
nicht ohne weiteres deshalb zurückgewieſen werden, weil bereits Bewerber in ausreichender Zahl vor⸗ 9 
gemerkt find oder der Bewerber ein beſtimmtes Lebensalter überſchritten hat. Altersgrenzen können für 68 
gewiſſe Dienſtzweige mit Zuſtimmung des Senats zugelaſſen werden. e 
: § 14. : 
۱ Die Inhaber des Beamtenſcheins können nach der Aufnahme in die Bewerberliſten zur Feſtſtellung 
ihrer Allgemeinbildung einer Vorprüfung unterworfen werden. Fachkenntniſſe dürfen in dieſer Vorprüfung 
nur gefordert werden, wenn es ſich um Stellen handelt, für die beſondere wiſſenſchaftliche oder techniſche 
Kenntniſſe gefordert werden. 15 


Bewerber, deren Ungeeignetheit erſt nach der Vormerkung feſtgeſtellt worden iſt, ſind in der 
Bewerberliſte zu ſtreichen. Sie ſind hiervon unter Angabe der Gründe zu benachrichtigen. 
RR | § 16. : ۱ 
() Inhaber des Beamtenſcheins, die ihre Bewerbung aufrechterhalten wollen, müſſen dies alljährlich 
der die Bewerberliſte führenden Behörde zu einem von dieſer zu beſtimmenden Zeitpunkt mitteilen. Be 
werber, die dies unterlaſſen, werden in den Liſten geſtrichen. Die Bewerber ſind hierauf bei der Vor⸗ ۲ 
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merkung ausdrücklich hinzuweiſen. Soweit andere Behördenintereſſen nicht entgegenſtehen, iſt der Zeitpunkt 
für die Erneuerung der Vormerkungsgeſuche einheitlich auf den 1. Dezember jeden Jahres feſtzuſetzen. 


4 
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des Eingangs der neuen Meldung wieder einzutragen. 8 


a 8 17. 

(1) Der Inhaber des Beamtenſcheins hat vor der Anſtellung eine einjährige Probedienſtleiſtung 

abzulegen. Iſt für Anwärter (Beamte im Vorbereitungsdienſt) ohne Beamtenſchein eine längere Aus⸗ 
۰ bildungs- oder Vorbereitungszeit vorgeſchrieben, fo iſt auch die Probedienſtleiſtung für die Inhaber des 
3 Beamtenſcheins entſprechend, jedoch höchſtens bis zur Dauer von 3 Jahren, auszudehnen. 

(2) Inhaber des Beamtenſcheins, die eine Einberufung ohne ſtichhaltige Begründung ablehnen oder 
ſich innerhalb einer ihnen zu ſtellenden Friſt von mindeſtens 8 Tagen nicht erklären, werden in der 
Bewerberliſte geſtrichen. 

(3) Bei erneuter Meldung findet $ 16 (2) ſinngemäße Anwendung. 

§ 18. 


Sbpeäteſtens bei Ablauf der Probedienſtleiſtung hat die Anſtellungsbehörde darüber Beſchluß zu 
faſſen, ob der Bewerber in feiner Stelle zu beſtätigen oder wegen Ungeeignetheit zu entlaſſen iſt. Der 


Inhaber des Beamtenſcheins ift unter Angabe der Gründe mindeſtens 14 Tage vor Ablauf der Probe 


dienſtleiſtung zu verſtändigen, wenn er auf dauernde Übernahme nicht zu rechnen hat. 
8 19. 
Den Inhabern des Beamtenſcheins iſt während der Probedienſtleiſtung eine fortlaufende Vergütung 
zu gewähren. Die näheren Beſtimmungen erläßt der Senat. 


B. Stellen, die im Wege des Privatdienſtvertrages zu beſetzen ſind. 
; 8 20. 

Für die im Wege des Privatdienftvertrages zu beſetzenden Stellen ($ 10) gelten die Vorſchriften 

der 8٩ 12 bis 16 und 17 (2 und 3) ſinngeſ ß. ۱ 
. e. 
Die im Wege des Privatdienſtvertrages einzuſtellenden Inhaber des Beamtenſcheins erhalten die 
ی‎ gleiche Bezahlung wie geſunde Mitarbeiter. 
C. Verhältnis zu anderen Verſorgungsberechtigten. 
§ 22. n 

Soweit nach früheren Vorſchriften des Senats Beamten- und Angeſtelltenſtellen ausſchließlich oder 
teilweiſe mit Beamten der Schutzpolizei zu beſetzen find, werden dieſe Vorſchriften während der Gültigkeit 
dieſer Verordnung dahin geändert, daß die Min deſt zahl von Beamten- und Angeſteltenſtellen, die nach 
dieſer Verordnung den Inhabern des Beamtenſcheins zufallen muß und auch tatſächlich mit ſolchen beſetzt 
wird, bei der Errechnung des den Schutzpolizeibeamten vorbehaltenen Stellenanteils außer Betracht bleibt. 


III. Schluß vorſchriften. 
i 8 23. ۱ 
Br Sämtliche unmittelbaren Staatsbehörden, denen oder deren Leitern vom Senat das Recht zur jelb- 
N ſtändigen Bearbeitung ihrer Perſonalangelegenheiten übertragen worden iſt, ſowie die im § 1 bezeichneten 


Kommunalbehörden, öffentlich-rechtlichen Körperſchaften, Verſicherungsträger und Inſtitute haben dem 3 


ei Senat zum 1. Juli jeden Jahres den Nachweis zu führen, daß die vorgeſchriebene Mindeſtzahl von 
go! Inhabern des Beamtenſcheins zur Einſtellung gelangt iſt. 
1 8 24. 


Führung der in den SS 5 und 1 vorgeſehenen Bewerberliſten ſofort zu beginnen ift.‏ ` وی 
Danzig, den 22. Dezember 1928.‏ 18 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Gehl. 


— ——— — —-— —uyL„—ꝛ̃ uvuF — — — 
Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe Au. B je 3,00 0, b) für 
den Staats angel u ۳ die Freie Stadt . Teil 1 Ausgabe Au. B je 2,25 G, 0 für den Staatsanzeiger für die Ale 
Stadt Danzig Teil II 0 
Staatsanz. 1 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu 8 1,80 G, zu b) 1,20 ۰ 
Einrückun gsgebühren betragen für die n eile oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


(2) In der Bewerberliſte geſtrichene Inhaber des Beamtenſcheins find auf Antrag mit dem Tage 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1929 mit der Maßgabe in Kraft, daß mit der ۰ 


G. Beſtellungen haben bei der zuftändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
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